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Die Bundesregierung hat die Rechtspflicht des Bundes, die Kosten 
der Durchführung des Lastenausgleichs nach § 351 Abs. 3 LAG zu 
50 V. H. den Ländern bzw. den Stadt- und Landkreisen zu erstatten, 
stets voll anerkannt. Sie hat sich fortlaufend bemüht, ihre Ver- 
pflichtungen so bald wie möglich zu erfüllen, weil cs auch ihr 
keineswegs erwünsclit sein kann, wenn Rückstände entstehen, die 
dann später nachbezahlt werden müssen. Sie hat ferner, was aus- 
drücklich vermerkt sei, niemals bei den Verhandlungen über § 351 
Abs. 3 LAG die Höhe der Personalaufwendungen beanstandet, viel- 
mehr stets die Bemühungen des Präsidenten des Bundesausgleichsamts 
um den Aufbau einer voll leistungsfähigen Ausglcichsverwaltung 
unterstützt. 

Bei der Durchführung des § 351 Abs. 3 LAG mußten und müssen 
aber ungewöhnlidie Schwierigkeiten abrechnungstechnischer Art über- 
wunden werden. Der Jahresbetrag der in die Erstattung einbezogenen 
Kosten Hegt derzeit bei etwa 200 Mio DM. Bei diesen Kosten 
handelt es sich nur zum kleineren Teil um Kosten der Länder, 
zum überwiegenden Teil um Kosten der Stadt- und Landkreise. 
Die ordnungsmäßige Abrechnung derartiger Kosten nach den haus- 
haltsrcchtlichen Bestimmungen verlangt einen unverhältnismäßigen 
Verwaltungsaufwand. Alle Beteiligten sind sich darüber einig, daß 
baldcstmö glich eine pauschale Regelung gefunden werden muß. Alle 
Beteiligten waren sich aber auch darüber einig, daß in den Anlauf- 
jahren auf genaue Abrechnungen nicht verzichtet werden konnte, 
damit brauchbare Grundlagen für eine pauschale Abrechnung ge- 
funden werden konnten. Zunächst wurde versucht, die Anforde- 
rung von Belegen auf die Rechnungsjahre 1952 und 1953 zu 
beschränken. Dann wurde aber von den Ländern und den Spitzeii- 
organisationen der kommunalen Selbstverwaltungskörperschaften 
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betont, daß swh durch den weiteren uriterschicdlicl-ien Ausbau der 
Ausgleichsverwahung nach 1^53 die Kostenlage so weitgehend ver- 
schoben habe, daß als Voraussetzung für die pauschale, durch Rechts- 
verordnuMg zu treffende Endregelung noch eine weitere genaue 
Kostenermittlung für das Rechnungsjahr i 955 erforderlich sei. Diese 
Kostencrmi'tlung ist im Augenblick noch nidit abgcsdalossen ; die 
Nachweisungen von drei Ländern stehen noch aus. 


Selbstverständlidi konnte die Bundesregierung ihre Zahlungen nicht 
bis zum VorÜegen der genauen Rechnungsbelege hinausschieben. 
Sie hat sich in jeder Weise bemüht, durch allmonatliche Abschlags- 
zahlungen mit der Wirklichkeit Schritt zu halten. Grundlage für 
diese Abschlai-.szahlungen bilden, bis die Ergebnisse der neueren 
Kostenermittlung lür 1955 verfügbar sind, die Septemberzahlen 
des Rechnungsjahres 1953. Die Abschlagszahlungen betrugen bis 
zum 31. August 1955 110 v. H. dieser Zahlen, dann bis zum 

31. August 1956 130 v. H. Seit dem 1. September 1956 sind die 
Absdilagszahlungen weiter je nadi den örtlichen Gegebenheiten 
in den einzelnen Landern auf 135 bis 150 v. H. der Ausgangszahlen 
angehoben worden. Darüber hinaus sind jeweils nach Eingang und 
Prüfung der für die Rechnungsjahre 1952, 1953 und 1955 ange- 
forderten Belege (vgl. Absatz 2) alsbald weitere Abschlagszahlungen 
zur Auffüllung der Summe der Monatszahlungen für diese Zeit- 
räume auf die vollen 50 v. H. der nath gewiesenen VerwaltUngs- 
kosten geleistet worden. 

Pei drr Unmöglichkeit, kurzfristig genaue Be»'echnungsunterlagen 
zu beschaffen, war es nicht möglich, zu erreichen, daß die Ab- 
schlagszahlungen mit dem spater errechneten endgültigen Betrag 
völlig übereinstimmen. Soweit sich aber bisher aus stichprobeweisen 
Kontrollen schließen laßt, kommen die Abschläge im Bereich mancher 
l.änder dem genauen Erstattungsbetrag nahe. Im Bereich anderer 
Länder bestehen größere Unterschiede, doeb liegen auch hier die 
Verhältnisse in den einzelnen Gemeinden sehr unterschiedlich. Im 
Ergebnis ist die vorläufige Regelung für solche Gemeinden be- 
friedigend, die ini September 1953 ihre Ausgleichsverwaltung in 
einem dem allgemeinen Durchschnitt entsprechenden Umfang ausge- 
baut hatten. Dagegen bleiben bei Gemeinden, die erst später ihre 
Ausgleiclis Verwaltung entsprechend vergrößerten, die Abschlags- 
zahlungen hinter den endgültigen Erstattungsbeträgen zurück. Diese 
Härten werden sich demnächst beseitigen lassen, wenn die vor dem 
Abschluß stehende Kostenermittlung für das Redinungsjahr 1955 
den Abschlagszahlungen zugrunde gelegt werden kann. 


Außer Betracht gelassen sind bei den vorstehenden Erörterungen 
drei Sonderprobleme, über die zwischen den Beteiligten noch keine 
volle grundsätzliche Übereinstimmung erzielt werden konnte. Es 
handelt sich neben zwei Fragen von vergleichsweise untergeordneter 
Bedeutung, bei denen noch rechtliche Unklarheiten bestehen (Kosten 
der Verwaltungsgerichte und Verwaltungskosten der Bczirksfür- 
sorgeverbände bei der Unterhaltshilfe), im wesentlichen um das 
Problem der Versorgungslasten. Die Pflicht zur Einbeziehung der 
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Versorgungslasten in die Erstattung hat die Bundesregierung aner- 
kannt. Über die Höhe des angemessenen Zuschlags dagegen konnten 
die Verhandlungen, die sidi im übrigen nidit nur auf die Lastcn- 
ausgleichs Verwaltung, sondern audi auf andere Bereiche der Auf- 
tragsverwaltung beziehen, noch nicht abgcsdilossen werden. Die 
Bundesregierung ist auch insoweit um die schnellstmöglidie Klärung 
der Zweifelsfragen bemüht, kann aber darauf hinweisen, daß die 
Erstattungsfrage in diesem Bereich finanziell nicht so dringlich ist 
wie im übrigen, weil tatsächliche Versorgungsbezüge für Angehörige 
der 1932 gebildeten Ausgleichsverwaltung noch kaum in Frage 
kommen und der Bund mit Erstattungszahlungen insoweit ohnedies 
weitestgehend in Vorlage treten wird. 

Das Ergebnis der vorstehenden Ausführungen läßt sidi wie folgt 
zusammenfassen : 

1. Die Bundesregierung hat sich in Würdigung der großen «ibrecli- 
nungstechnischen Schwierigkeiten in jeder mögliclicn Weise bemüht, 
den beteiligten Gebiecskörperschaften durch die Gewährung von 
Absdilagszahlungen zu helfen, die den genauen Erstattungsbe- 
trägen möglichst entsprechen. 

2. Bei der raschen und ungleichmäßigen Entwicklung der Ausgleichs- 
verwaliung in den letzten Jahren haben sidi bei diesem System 
Härten im Verhältnis zu einzelnen Gemeinden nicht ganz ver- 
meiden lassen. Diese Härten werden voraussichtlich demnächst 
durdi Berücksichtigung der Ergebnisse der Kostenermittlung für 
1955 im wesentlichen beseitigt werden können. 

3. Die Bundesregierung strebt die baldestmöglidie endgültige pau- 
schale Regelung des Problems (mit Einschluß der Frage der Ver- 
sorgungslastcn) durch Re.htsverordnung an, die nadt § 367 LAG 
mit Zustimmung des Bundesrates ergehen wird. 


Schaffer 
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